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Mindestlohnanspruch 
 
1. Wann besteht ein Mindestlohnanspruch nach dem Mindestlohngesetz? 
 
Ab 1. Januar 2015 hat jeder Arbeitnehmer (auch in Privathaushalten) Anspruch auf Zahlung 
eines Arbeitsentgelts mindestens in Höhe des gesetzlichen Mindestlohnes. Dies gilt grund-
sätzlich auch für Praktikanten im Sinne des § 26 BBiG. Der Mindestlohn beträgt brutto 
8,50 Euro je Zeitstunde. Zur Zahlung des Mindestlohnes sind alle Arbeitgeber mit Sitz im In- 
oder Ausland verpflichtet, soweit sie Arbeitnehmer in Deutschland beschäftigen (§ 1 MiLoG).  
 
Keinen Anspruch auf Zahlung des Mindestlohns haben nach § 22 MiLoG: 
• Praktikanten, wenn das Praktikum: 

- auf Grund einer schulrechtlichen Bestimmung, einer Ausbildungsordnung, einer 
hochschulrechtlichen Bestimmung oder im Rahmen einer Ausbildung an einer ge-
setzlichen Berufsakademie verpflichtend zu leisten ist, 

- bis zu drei Monate zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder für Aufnahme ei-
nes Studiums dienen soll, 

- bis zu drei Monate begleitend zu einer Berufs- oder Hochschulausbildung durchge-
führt wird, wenn nicht schon zuvor ein solches Praktikumsverhältnis mit demselben 
Auszubildenden bestand oder 

- im Rahmen der Teilnahme an einer Einstiegsqualifizierung nach § 54a SGB III oder 
an einer Berufsvorbereitung nach §§ 68 bis 70 BBiG erfolgt 

• Personen im Sinne von § 2 Abs. 1 und 2 JArbSchG, also Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren, ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

• zur Berufsausbildung Beschäftigte 
• ehrenamtlich Tätige 
• Langzeitarbeitslose, die unmittelbar vor der Beschäftigung nach § 18 SGB III mindes-

tens ein Jahr arbeitslos waren, für die ersten sechs Monate der Beschäftigung 
 
Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten stehen nach § 138 Abs. 1 
SGB IX zu den Werkstätten regelmäßig in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, 
soweit sich aus dem zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt. Da 
sie in einem Sozialleistungsverhältnis stehen, haben sie keinen Anspruch auf den allgemei-
nen Mindestlohn. Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses wird nach § 138 
Abs. 3 SGB IX unter Berücksichtigung des zwischen den behinderten Menschen und dem 
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Rehabilitationsträger bestehenden Sozialleistungsverhältnisses durch Werkstattverträge zwi-
schen den behinderten Menschen und dem Träger der Werkstatt näher geregelt. Ihr Arbeits-
entgelt ist in § 138 Absatz 2 SGB IX gesondert geregelt.  

Dies gilt nicht für behinderte Menschen in Integrationsprojekten. Integrationsprojekte sind 
nach § 132 Abs. 1 SGB IX rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unternehmen (Integrati-
onsunternehmen) oder unternehmensinterne oder von öffentlichen Arbeitgebern im Sinne 
des § 71 Abs. 3 SGB IX geführte Betriebe (Integrationsbetriebe) oder Abteilungen (Integrati-
onsabteilungen) zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt, deren Teilhabe an einer sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt auf Grund von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstände 
voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller Fördermöglichkeiten und des Einsatzes von Integra-
tionsfachdiensten auf besondere Schwierigkeiten stößt. Entsprechend dem Grundsatz der 
Inklusion werden alle Beschäftigten, schwerbehinderte und nicht behinderte, zu den gleichen 
Bedingungen beschäftigt. Wie in anderen Unternehmen gelten arbeitsrechtliche Vorschriften 
und damit auch der allgemeine Mindestlohn für alle Beschäftigten eines Integrationsunter-
nehmens. 
 
Heimarbeiter und Jugend- sowie Bundesfreiwilligendienstleistende werden vom Mindest-
lohngesetz nicht erfasst, da sie nicht zu den Arbeitnehmern zählen. 
 
Dem Mindestlohngesetz gehen die Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und der auf deren Grundlage erlassenen Rechtsverord-
nungen vor, soweit die Höhe der auf ihrer Grundlage festgesetzten Branchenmindestlöhne 
die Höhe des Mindestlohnes nach dem Mindestlohngesetz nicht unterschreitet. 
 
Bis zum 31. Dezember 2017 gehen dem Mindestlohngesetz zudem abweichende Regelun-
gen eines Tarifvertrages repräsentativer Tarifvertragsparteien vor, wenn sie für alle unter den 
Geltungsbereich dieser Tarifverträge fallenden Arbeitgeber mit Sitz im In- und Ausland sowie 
deren Arbeitnehmer verbindlich gemacht worden sind oder entsprechende Rechtsverord-
nungen auf der Grundlage von § 7, § 7a und § 11 AEntG sowie § 3a AÜG erlassen worden 
sind (§ 24 Abs. 1 MiLoG).  
 
Darüber hinaus gelten Sonderregelungen für Zeitungszusteller (§ 24 Abs. 2 MiLoG). 
 
 

Berechnung des Mindestlohns 
 
2. Welcher Bemessungszeitraum muss der Stundenlohnermittlung bei einer Festlohn-

vereinbarung zugrunde gelegt werden? 
 
Bemessungszeitraum für den Mindestlohnanspruch ist nach der Fälligkeitsregelung für den 
Mindestlohn in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MiLoG der Kalendermonat. 
 
3. Wie ist der Stundenlohn zu ermitteln, wenn ein monatlicher Festlohn vereinbart 

wurde?  
 
Der maßgebende Stundenlohn entspricht in diesen Fällen dem Quotienten aus dem Festlohn 
und der Anzahl der tatsächlichen Arbeitsstunden im Monat. 
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4. Kann bei einem Stundenlohn, der dem Mindestlohn entspricht, die monatliche Ver-
gütung auf der Grundlage eines Divisors als über das Jahr gleichbleibend hohe 
Zahlung festgelegt werden oder muss jeweils monatsweise exakt abgerechnet wer-
den (mit der Konsequenz, dass es – trotz gleichbleibender wöchentlicher Arbeitszeit 
– je nach Anzahl der Werktage im Monat zu in der Höhe schwankenden monatlichen 
Auszahlungen kommt)? 

 
Der Mindestlohnanspruch ist in diesen Fällen, in denen keine flexiblen Arbeitszeitregelungen 
gelten, im Rahmen des tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelts monatlich zu beachten. Maß-
gebend ist hier der tatsächliche Stundenlohn, der sich aus dem Quotienten des verstetigten 
Monatslohns und der regelmäßigen monatlichen Arbeitszeit ergibt. Die regelmäßige monatli-
che Arbeitszeit wird wie folgt ermittelt: 
 

wöchentliche Arbeitszeit x 13 
3 

 
Wird hiernach der Mindestlohn nur aufgrund der schwankenden Anzahl an Arbeitstagen in 
einzelnen Monaten unterschritten, ist dies im Rahmen des § 2 Abs. 2 MiLoG nicht zu bean-
standen. In diesen Fällen wird im Ergebnis ein (fiktives) Arbeitszeitkonto im Sinne des § 2 
Abs. 2 MiLoG vereinbart, in dessen Rahmen die zur Mindestlohnunterschreitung führenden 
Arbeitsstunden, die über die regelmäßige Monatsarbeitszeit hinausgehen, spätestens inner-
halb von 12 Kalendermonaten (regelmäßig innerhalb von drei Monaten), ausgeglichen wer-
den. Bei Beendigung der Beschäftigung ist regelmäßig davon auszugehen, dass der Min-
destlohn nicht unterschritten wurde. 
 
5. Welche Ermittlungen sind zu führen, wenn im Arbeitsvertrag nur ein Festlohn und 

keine feste Arbeitszeit vereinbart wurden? 
 
Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 NachwG haben Arbeitgeber auch die vereinbarte Arbeitszeit 
schriftlich niederzulegen und nachzuweisen. Wird diese Nachweispflicht nicht erfüllt, sind die 
Arbeitgeber und ggf. die Arbeitnehmer zu befragen. Ergeben sich Anhaltspunkte für eine 
Mindestlohnunterschreitung ist ggf. die Zollverwaltung zu informieren (§§ 14, 15 MiLoG i. V. 
m. § 6 Abs. 1 SchwarzArbG). 
 
6. Gilt der Mindestlohn auch für Bereitschaftsdienste/Abrufbereitschaft und Rufbereit-

schaft?  
 
Der Mindestlohn gilt auch für Bereitschaftsdienstzeiten und Zeiten der Abrufbereitschaft, 
nicht jedoch für Zeiten der Rufbereitschaft. Die Rufbereitschaft zählt als Ruhezeit im Sinne 
des Arbeitsschutzgesetzes. Im Unterschied zur Rufbereitschaft ist der Bereitschafts- und 
Abrufbereitschaftsdienst regelmäßig an einem vom Arbeitgeber vorgegebenen Ort zu erbrin-
gen bzw. der Aufenthalt in einem vom Arbeitgeber vorgegebenen Bereich erforderlich. Ar-
beitsrechtliche Regelungen zur Arbeitszeit sind demnach maßgebend. Sofern aufgrund nicht 
nachvollziehbarer Vereinbarungen Zweifel an deren arbeitsrechtlicher Zulässigkeit bestehen 
und Anhaltspunkte für eine Umgehung des Mindestlohnanspruchs gegeben sind, ist ggf. die 
Zollverwaltung zu informieren (§§ 14, 15 MiLoG i. V. m. § 6 Abs. 1 SchwarzArbG). 
 
7. Welche Lohnbestandteile erfüllen den Mindestlohnanspruch?  
 
Der arbeitsrechtliche Mindestlohnbegriff im Sinne des § 1 Abs. 1 MiLoG entspricht nicht dem 
beitragsrechtlichen Arbeitsentgeltbegriff im Sinne des § 14 Abs. 1 SGB IV. Die Auslegung 
des Mindestlohnbegriffs richtet sich nach der Rechtsprechung des EuGH und des BAG zum 
Mindestlohnanspruch nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz. Lohnbestandteile wie bspw. 
bestimmte Zulagen oder Zuschläge sind demnach nur dann auf den Mindestlohn anzurech-
nen, wenn sie das Verhältnis zwischen der Leistung des Arbeitnehmers und der ihm hierfür 
erbrachten Gegenleistung nicht verändern. Dies setzt voraus, dass mit der Zulage oder dem 
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Zuschlag nicht eine Arbeitsleistung vergütet werden soll, die von der vom Arbeitnehmer ge-
schuldeten Normalleistung abweicht, was etwa bei Mehrarbeit oder Arbeitsleistung unter 
erschwerten Bedingungen der Fall sein kann. Eine Anrechnung ist demnach regelmäßig 
dann möglich, wenn die Zulagen oder Zuschläge zusammen mit anderen Leistungen des 
Arbeitgebers ihrem Zweck nach diejenige Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entgelten sol-
len, die mit dem Mindestlohn zu vergüten ist (sogenannte funktionale Gleichwertigkeit der zu 
vergleichenden Leistungen). Dabei ist hinsichtlich der funktionalen Gleichwertigkeit insbe-
sondere auf die geschuldete Tätigkeit in ihrer Ausprägung durch repräsentative Tarifverträge 
oder die Verkehrssitte abzustellen. Hierzu ist im Rahmen der Rechtsprechung des europäi-
schen Gerichtshofs auch maßgebend, ob man von dem Arbeitnehmer erwarten durfte, dass 
er diese Art Tätigkeit ohne eine zusätzliche Entlohnung in Gestalt einer Zulage erbringt. 
Maßgebend sind daher auch tarif-, betriebs- bzw. einzelarbeitsvertragliche Vereinbarungen. 
 
Auf den Mindestlohn sind anrechenbar: 

- Zulagen und Zuschläge, mit denen lediglich die regelmäßig und dauerhaft vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung vergütet wird (z. B. Bauzulage für alle auf einer Baustelle 
beschäftigten Arbeitnehmer).  

- Zulagen, die im Arbeitsvertrag eines aus dem Ausland entsandten Arbeitnehmers als 
Differenz zwischen dem in seinem Herkunftsstaat und dem im Aufnahmestaat 
Deutschland geschuldeten Mindestlohn ausgewiesen sind.  

- Ebenso Zulagen, die in Ergänzung besonderer Entlohnungsmodelle wie z.B. Stück-
lohnmodelle gezahlt werden, um im Ergebnis einen Stundenlohn von mindestens 
8,50 Euro zu erzielen, ohne dass der Arbeitnehmer hierzu eine über die "Normalleis-
tung" hinausgehende Leistung erbringen muss (z. B. sog. Wegegelder, die im Rah-
men der Zustellung von Presseerzeugnissen gezahlt werden, wenn der Arbeitgeber 
in strukturschwachen, aber wegintensiven Zustellbezirken einen Stücklohn durch die 
zusätzliche Zahlung eines Wegegeldes "aufstockt").  

- Einmalzahlungen (z. B. Weihnachts-/Urlaubsgeld) oder Gratifikationen im Fällig-
keitsmonat, in dem diese (ggf. auch anteilig) unwiderruflich gezahlt werden. Eine 
einmalige jährliche Zahlung von Weihnachtsgeld im Dezember eines Jahres kann al-
so nur auf den Mindestlohn im November angerechnet werden, da die Fälligkeiten 
der Mindestlohnzahlungen von Januar bis Oktober bereits abgelaufen sind.  

- Zulagen und Zuschläge, mit denen das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung 
nicht berührt wird, wie z. B. Betriebstreuezulagen, Kinderzulagen. 

- Entgeltumwandlungen zur betrieblichen Altersversorgung, wenn Arbeitsentgeltbe-
standteile umgewandelt werden, die auf den Mindestlohn anrechenbar sind. Dies gilt 
für Arbeitsentgeltbestandteile, auf deren Auszahlung im Rahmen einer Wertgutha-
benvereinbarung nach § 7b SGB IV zugunsten eines Wertguthabenkontos verzichtet 
wird analog. 

 
Auf den Mindestlohn sind nicht anrechenbar: 

-  Zuschläge und Zulagen, deren Zahlung Folgendes voraussetzt: 

 mehr Arbeit pro Zeiteinheit (Akkordprämien),  

 überdurchschnittliche qualitative Arbeitsergebnisse (Qualitätsprämien),  

 Arbeit zu besonderen Zeiten (z. B. Überstunden-, Sonn-, Feiertags- oder Nachtar-
beitszuschläge),  

 Arbeit unter erschwerten oder gefährlichen Bedingungen (z. B. Schmutzzulagen, 
Gefahrenzulagen, Erschwerniszuschläge, (Wechsel-)Schichtzulagen), sofern damit 
nicht die Normalleistung abgegolten wird und die Zulagen bzw. Zuschläge nicht 
eher wie eine allgemeine Tätigkeitszulage zu behandeln ist. 
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- Alle sonstigen Zulagen und Zuschläge, die eine vertraglich nicht geschuldete Zusatz-
leistung ausgleichen. 

- Arbeitgeberbeiträge zur betrieblichen Altersversorgung und sonstige vermögenswirk-
same Leistungen.  

- Aufwandsentschädigungen: Hierzu gehört insbesondere die Erstattung von tatsäch-
lich angefallenen Kosten, die dem Arbeitnehmer im Rahmen des Arbeitsverhältnisses 
durch Weisungen des Arbeitgebers entstanden sind (z. B. Durchführung von Rei-
sen/Fahrten zu Kundeneinsätzen, Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen). Ohne 
Bedeutung ist dabei die Bezeichnung der Zulage. Auch eine - ggf. auch pauschalier-
te - Leistung, die der Arbeitgeber als "Wegegeld" bezeichnet, mit der aber nur ein be-
sonderer Fahrtaufwand des Arbeitnehmers abgegolten wird, ist als reine Kostener-
stattung nicht berücksichtigungsfähig.  

- Dementsprechend auch (im Recht ausländischer Staaten oft vorgesehene) Entsen-
dezulagen, soweit sie der Erstattung bei dem entsandten Arbeitnehmer tatsächlich 
angefallener Entsendungskosten (z. B. Unterkunft, Verpflegung, Reisekosten) die-
nen. 

- Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Gesamtbetrag, in dem Beträge enthal-
ten sind, mit denen der Arbeitnehmer seine Aufwendungen für Unterkunft und/oder 
Verpflegung selbst bestreiten soll, so ist von dem Gesamtbetrag die nach der Sozial-
versicherungsentgeltverordnung jeweils niedrigste Stufe für Unterkunfts- bzw. Ver-
pflegungsleistungen abzuziehen und nur der nach Abzug verbleibende Betrag zu be-
rücksichtigen.  

- geldwerte Sachleistungen (Ausnahme: Saisonarbeitnehmer)  

- Zahlt der Arbeitgeber den Lohn nur abzüglich von Kosten für arbeitgeberseitige Leis-
tungen (z. B. Unterkunft, Verpflegung) aus, so ist lediglich dieser tatsächlich ausge-
zahlte Betrag als Mindestlohnzahlung zu berücksichtigen. 

- Trinkgelder (§ 107 Abs. 3 GewO) 

- zusätzlich gewährte (steuer- und beitragsfreie) Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse und 
ähnliche Einnahmen 

 
8. Können bei Saisonarbeitnehmern Sachbezüge für Unterkunft und Verpflegung auf 

den Mindestlohn angerechnet werden? 
 
Im Rahmen des gesetzgeberischen Verständnisses des Berichts des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales zum Entwurf des Tarifautonomiestärkungsgesetzes vom 2. Juli 2014 (BT-
Drs. 8/2010, S. 16; Abschn. IV Ziffer 7) soll nach Auffassung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales freie Unterkunft und Verpflegung für Saisonarbeitarbeitnehmer im Rah-
men des § 107 GewO und der Sozialversicherungsentgeltverordnung auf den Mindestlohn 
angerechnet werden können. Sachbezüge können nach § 107 Abs. 2 Satz 5 GewO jedoch 
nur in Höhe des pfändbaren Teils des Arbeitsentgelts als Arbeitsentgelt vereinbart werden. 
Die nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für 
freie Unterkunft und Verpflegung sind daher nur auf den Mindestlohn anrechenbar, soweit 
dem Saisonarbeitarbeitnehmer ein Nettobarlohn bis zur Höhe der individuellen Pfändungs-
freigrenze verbleibt.  
 
Saisonarbeitnehmer im Rahmen dieser Ausnahmeregelung sind Arbeitnehmer, die befristet 
bei einem in Deutschland ansässigen Arbeitgeber angestellt sind und Tätigkeiten ausüben, 
die aufgrund eines immer wiederkehrenden saisonbedingten Ereignisses oder einer immer 
wiederkehrenden Abfolge saisonbedingter Ereignisse an eine Jahreszeit gebunden sind, 
während der der Bedarf an Arbeitskräften den für gewöhnlich durchgeführte Tätigkeiten er-
forderlichen Bedarf in erheblichem Maße übersteigt. Dies sind insbesondere Beschäftigte 
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- in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau insbesondere Erntehelfer in 
Sonderkulturbetrieben wie Obst-, Gemüse- und Weinanbau  

- im Tourismus, insbesondere in Gaststätten und Hotels (z. B. Kellner, Küchenper-
sonal und Zimmermädchen) und in Betrieben oder Teilen von Betrieben, die ihrer 
Natur nach nicht ganzjährig geöffnet sind (z. B. Biergärten, Skihütten) oder die 
während bestimmter befristeter Zeiträume Arbeitsspitzen und erhöhten Arbeitskräf-
tebedarf abdecken müssen (z. B. Ausflugslokale). 

 
Bei entsandten Saisonarbeitnehmern ist die Anrechnung von Unterkunft und Verpflegung auf 
den Mindestlohn ausgeschlossen, da Arbeitgeber diese Kosten nach der Entsende-Richtlinie 
zu tragen haben.  
 
9. Wie wird der Mindestlohn bei Provisionszahlungen/Umsatzbeteiligungen und einem 

monatlichen Fixum berechnet? 
 
Provisionszahlungen/Umsatzbeteiligungen sind in den Monaten der Zahlung auf den Min-
destlohn anzurechnen. Sofern das Fixum den Mindestlohn unterschreitet, besteht in den 
Monaten, in denen durch geringe oder ausfallende Provisionszahlungen/Umsatzbeteili-
gungen der Mindestlohn nicht erreicht wird, der Mindestlohnanspruch. Provisionszahlungen 
sind jedoch nur dann berücksichtigungsfähig, wenn sie nicht zurückgefordert werden kön-
nen. Sofern demnach Provisionsregelungen Stornierungsklauseln enthalten, nach denen die 
Provision zurückzuzahlen ist, wenn der Kunde das Geschäft storniert oder das Geschäft not-
leidend wird, kann die Provisionszahlung nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden.  
 
10. Wie wird der Mindestlohn bei Stücklohnvereinbarungen z. B. für Zeitungsausträger 

ermittelt und welche Stundenaufzeichnungen/-berechnungen hat der Arbeitgeber 
zu führen? 

 
Der Stücklohn ist vom Arbeitgeber im Rahmen arbeitsanalytischer Verfahren so zu bemes-
sen, dass der Mindestlohn mit einer Durchschnittsleistung erreichbar ist. Eine Überprüfung 
dieses arbeitsanalytischen Verfahrens ist lediglich hinsichtlich des Mindestlohnanspruchs für 
eine Durchschnittsleistung möglich. Bei fehlenden oder offensichtlich unschlüssigen Analy-
sen ist die Zollverwaltung zu informieren. Der maßgebende Stücklohn ergibt sich aus dem 
Quotienten der ermittelten Anzahl der Stücke je Stunde und dem Mindestlohn von 8,50 EUR. 
Kann die Durchschnittsleistung nicht erreicht werden, besteht ein Differenzlohnanspruch zum 
Mindestlohn. Eine besondere Verpflichtung zur Aufzeichnung der Arbeitszeit besteht nach 
dem Mindestlohngesetz nicht. Für geringfügig Beschäftigte ist jedoch nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 MiLoG Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen. Die Auf-
zeichnungen sind allerdings nur maximal zwei Jahre aufzubewahren. 
 
11. Die Übergangsregelung für Zeitungszusteller gilt nur für Zusteller von ausschließ-

lich periodischen Zeitungen und Zeitschriften sowie Anzeigenblättern mit redakti-
onellem Inhalt. Was gilt bei einer „gemischten“ Zustellung bzw. bei einer Zusam-
menstellung von Anzeigenblättern mit redaktionellem Inhalt (z. B. TV-Programm) 
und weiteren Anzeigenblättern als Postwurfsendung? 

 
Für Zeitungszusteller gilt bis 31. Dezember 2015 ein Mindestlohn in Höhe von 75% und ab 1. 
Januar 2016 in Höhe von 85% des allgemeinen Mindestlohns nach § 1 Abs. 2 MiLoG. Im 
Jahr 2017 gilt ein Mindestlohn in Höhe von 8,50 EUR (§ 24 Abs. 2 MiLoG). Zeitungszusteller 
sind Personen, die ausschließlich periodische Zeitungen und Zeitschriften an Endkunden 
zustellen. Hierzu zählen auch Zusteller von Anzeigenblättern mit redaktionellem Inhalt. Dies 
bedeutet, dass Arbeitnehmer, die nicht ausschließlich periodische Zeitungen oder Zeitschrif-
ten oder Anzeigenblätter mit redaktionellem Inhalt an Endkunden zustellen, sondern 
daneben auch z. B. Werbematerial, welches nicht zur Zeitung bzw. dem Anzeigeblatt gehört, 
verteilen (Mischtätigkeiten), von der Übergangsregelung nicht erfasst werden, und somit An-
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spruch auf den allgemeinen, ungekürzten Mindestlohn für das gesamte Arbeitsverhältnis 
haben. Wenn die Reklameprospekte zum Anzeigenblatt gehören, und somit eine Werbeleis-
tung des Anzeigenblatts darstellen, handelt es sich nicht um ein Mischarbeitsverhältnis, son-
dern um Zeitungs-/Zeitschriftenzustellung im Sinne der Übergangsregelung und es besteht 
lediglich Anspruch auf den abgesenkten Mindestlohn nach den Übergangsregelungen. Ob 
die Prospekte ins Anzeigenblatt oder auf das Anzeigenblatt gelegt werden oder neben dem 
Anzeigenblatt in den Briefkasten eingeworfen werden, ist unerheblich. In aller Regel dürfte 
es einen „physischen Verbund“ zwischen Anzeigenblatt und Reklameprospekt geben, wenn 
das Prospekt eine Werbeleistung des Anzeigenblattes darstellt. 
 
12. Der Mindestlohn kann aufgrund einer Gehaltsumwandlung zugunsten einer be-

trieblichen Altersversorgung unterschritten werden (vgl. Gesetzesbegründung zu 
§ 3 MiLoG). Gilt dies auch für Mindestlöhne nach dem AEntG? 

 
Ja. Sofern sich der Lohnanspruch aus einem Tarifvertrag ergibt, gilt dies nur dann, wenn der 
Tarifvertrag die Möglichkeit der Entgeltumwandlung zur betrieblichen Altersversorgung vor-
sieht oder eine Öffnungsklausel enthält. 
 
13. Kommt es bei zeitversetzten Zahlungen hinsichtlich des Mindestlohnanspruchs 

auf den Zeitpunkt der Entstehung/Erarbeitung oder auf den Zeitpunkt der Auszah-
lung an?  

 
Für den Mindestlohnanspruch kommt es auf den Zeitpunkt des Entstehens des Lohnan-
spruchs an. Zeitversetzte Entgeltzahlungen sind daher maximal im Rahmen des § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 MiLoG möglich. Die beitragsrechtliche Behandlung verspätet gezahlter variabler 
Entgeltbestandteile nach dem Beratungsergebnis der Spitzenorganisationen der Sozialversi-
cherung vom 16./17.01.1979 setzt demnach voraus, dass in den Monaten, in denen das 
Entgelt verdient worden ist, der Mindestlohn nicht unterschritten wird. Wird der Mindestlohn 
aufgrund der zeitversetzten Zahlung der variablen Entgeltbestandteile unterschritten, ist da-
her ein Arbeitsentgelt in Höhe des Mindestlohnanspruchs beitragspflichtig. 
 
14. In Arbeitsverträgen ist vereinzelt die Klausel enthalten, dass die Ableistung von 

Überstunden bis zu einem bestimmten Umfang mit der Zahlung des verstetigten 
Arbeitsentgelts abgegolten ist. Ist dies weiterhin zulässig? 

 
Ja, wenn dadurch der Mindestlohnanspruch von 8,50 € pro tatsächlich geleisteter Arbeits-
stunde nicht unterschritten wird. Unschädlich sind hierbei Mindestlohnunterschreitungen nur 
im Rahmen des § 2 Abs. 2 MiLoG. 
 
15. Unter welchen Voraussetzungen (Formerfordernisse) kann ein gerichtlicher Ver-

gleich zur Unterschreitung des Mindestlohns geschlossen werden? 
 
Der zulässige Verzicht auf den Mindestlohnanspruch im Rahmen eines gerichtlichen Ver-
gleichs gilt nach § 3 Satz 2 MiLoG für den gerichtlichen Vergleich im Sinne des § 278 ZPO. 
 
16. Bei kurzfristigen Beschäftigungen hat die Nichtzahlung des Mindestlohns keine 

beitragsrechtlichen Auswirkungen. Sind in diesem Fall dennoch die Differenzen für 
die AAG-, UV- bzw. Insolvenzgeld-Umlage unter Zugrundelegung des Mindestlohns 
erheblich? 

 
Ja, bei der Bemessung der AAG-, Unfallversicherungs- und Insolvenzgeldumlage für kurz-
fristig Beschäftigte ist der Mindestlohnanspruch zu berücksichtigen. 
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Flexible Arbeitszeitregelungen 
 
17. Der Mindestlohn wird auch bei verstetigtem Arbeitsentgelt fällig, wenn er aufgrund 

von Überstunden unterschritten wird, die in ein Arbeitszeitkonto eingestellt und 
nicht innerhalb von 12 Kalendermonaten (§ 2 Abs. 2 MiLoG) ausgeglichen werden. 
Die Beiträge werden aber erst zum Zeitpunkt des Entgeltzuflusses fällig (§ 22 
Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Wird das in § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV normierte Zuflussprin-
zip durch § 2 Abs. 2 Satz 1 MiLoG aufgehoben?  

 
Nein. Der Mindestlohnanspruch wird grundsätzlich nicht zum Zeitpunkt der „Einstellung“ der 
Überstunde in das Arbeitszeitkonto fällig, sondern erst zu dem Zeitpunkt, zu dem der erfor-
derliche Ausgleich nach § 2 Abs. 2 Satz 1 MiLoG unterlassen wird; also nach 12 Monaten. 
Daher handelt sich in diesen Fällen um einen Beitragsanspruch auf ein Entgeltguthaben aus 
einem Arbeitszeitkonto, der erst mit der Auszahlung des Entgeltguthabens entsteht.  
 
18. Gilt das in § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV normierte Zuflussprinzip auch, wenn entge-

gen § 2 Abs. 2 Satz 3 MiLoG in einem Monat mehr als 50% der vertraglich verein-
barten Arbeitszeit in ein Arbeitszeitkonto eingestellt werden? 

 
Nein. In diesen Fällen ist für die den Grenzwert nach § 2 Abs. 2 Satz 3 MiLoG übersteigen-
den Arbeitsstunden der Mindestlohnanspruch nach § 2 Abs. 1 MiLoG zu prüfen. Der darauf 
basierende Beitragsanspruch kann nicht durch die arbeitsrechtswidrige Einstellung von Ü-
berstunden in ein Arbeitszeitkonto nach § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV hinausgeschoben wer-
den. In diesen Fällen sind die, über 50% der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit hinausge-
henden, Arbeitsstunden unmittelbar mit dem Mindestlohn zu vergüten, soweit die Mindest-
lohnvergütung nicht bereits durch den verstetigten Arbeitslohn erfolgt ist. 
 

Beispiel: 

Es besteht eine arbeitsvertragliche Vereinbarung über eine monatliche  
Arbeitszeit von 100 Stunden zu einem monatlichen Arbeitsentgelt von 900 EUR.  
Daraus ergibt sich ein Stundenlohn von 9 EUR. Darüber hinaus wird ein Arbeits- 
zeitkonto vereinbart. 

Bis zu einer monatlichen Arbeitszeit von 105,88 Stunden (900 EUR / 8,50 EUR)  
wird der Mindestlohn nicht unterschritten. Soweit diese Grenze durch weitere  
Überstunden überschritten wird, ist dies im Rahmen des Arbeitszeitkontos nach  
§ 2 Abs. 2 MiLoG mindestlohnunschädlich, wenn die über 105,88 Stunden hinaus- 
gehende monatliche Arbeitszeit innerhalb von 12 Monaten ausgeglichen wird (§ 2  
Abs. 2 Satz 1 MiLoG). 

Im Januar beträgt die monatliche Arbeitszeit 163 Stunden. Damit gilt die Ein- 
schränkung des § 2 Abs. 2 Satz 3 MiLoG, wonach lediglich 50% der vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit in das Arbeitszeitkonto eingestellt werden können. Die  
über diese Grenze hinausgehenden 13 Überstunden sind in Höhe von 60,50 EUR  
zu vergüten:  

100 Stunden x 9,00 EUR Stundenlohn  = 900,00 EUR vertragliches mtl. AEG 
113 Stunden x 8,50 EUR Mindeststundenlohn = 960,50 EUR zu zahlendes mtl. AEG
      =   60,50 EUR Mindestlohndifferenz  

 
19. Gilt die 50%-Grenze nach § 2 Abs. 2 Satz 3 MiLoG auch für den Fall, dass der An-

spruch auf den Mindestlohn durch Zahlung des verstetigten Arbeitsentgelts erfüllt 
ist oder die Stundenvergütung oberhalb des Mindestlohns liegt? 

 
Nein. Die Regelungen des § 2 Abs. 2 MiLoG finden nur dann Anwendung, wenn der Min-
destlohn aufgrund von Überstunden unterschritten wird, die auf einem Arbeitszeitkonto ein-
gestellt werden. 
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20. Wie sind Zeitguthaben, die vor dem  1. Januar 2015 aufgebaut wurden und in ein 
Arbeitszeitkonto geflossen sind, bei einem Abbau ab 2015 zu bewerten?  

 
Ein Anspruch auf Vergütung der vor 2015 in ein Arbeitszeitkonto eingeflossenen Stunden mit 
dem Mindestlohn besteht nicht. 
 
21. Bezieht sich der Vorrang der Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und 

des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes nach § 1 Abs. 3 MiLoG nur auf den Min-
destlohn oder auch auf die Arbeitszeitregelungen? 

 
Es sind einheitlich entweder die Regelungen nach dem Mindestlohngesetz oder nach dem 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes bzw. dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz anzuwenden. 
Maßgeblich ist, von welchem Anwendungsbereich der zu beurteilende Arbeitnehmer erfasst 
wird. 
 
 

Aufzeichnungspflichten 
 
22. Sind Stundenaufzeichnungen auch dann zu führen, wenn ein verstetigtes Arbeits-

entgelt gezahlt wird und konkrete arbeitsvertragliche Regelungen zur Arbeitszeit 
(Wochenarbeitstage, tägliche Arbeitszeit) bestehen? 

 
Ja, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit sind auch in diesen Fällen nach § 17 
Abs. 1 MiLoG für geringfügig Beschäftigte und die in den in § 2a SchwarzbG genannten 
Wirtschaftsbereichen oder -zweigen Beschäftigten aufzuzeichnen.  
 
23. Welche Konsequenzen hat die Nichtführung von Stundenaufzeichnungen? Können 

neben der Verhängung von Bußgeldern durch die FKS auch Schätzbescheide er-
teilt werden? 

 
Sofern der Verpflichtung zu Stundenaufzeichnungen nach § 17 Abs. 1 MiLoG nicht nachge-
kommen wurde, wäre der Arbeitgeber und ggf. der Arbeitnehmer zu befragen. Ergeben sich 
Anhaltspunkte für eine Mindestlohnunterschreitung ist aufgrund der bußgeldbewährten 
Pflichtverletzung (§ 21 Abs. 1 Nr. 7 bzw. 8 MiLoG) die Zollverwaltung zu informieren (§§ 14, 
15 MiLoG i. V. m. § 6 Abs. 1 SchwarzArbG). Schätzungen der vermeintlich tatsächlichen 
Arbeitsentgelte und daraus folgender Mindestlohndifferenzen sind nicht vorzunehmen. 
 
24. Welche Aufzeichnungspflichten gelten für die Regelungen nach § 2 Abs. 2 MiLoG 

für Arbeitszeitkonten? 
 
Es gelten keine besonderen Regelungen. Es fehlt an einer § 17 Abs. 1 MiLoG bzw. § 8 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BVV vergleichbaren Regelung zur Konkretisierung der sich aus § 2 
Abs. 2 MiLoG ergebenden Pflicht. Die Feststellung der monatlich geleisteten, über die ver-
tragliche Arbeitszeit hinausgehenden, Arbeitsstunden und ihre Abgeltung mit dem Mindest-
lohn ist daher ggf. mangels entsprechender Aufzeichnungen nicht möglich. 
 
25. Bestehen zur Aufbewahrungspflicht nach § 17 Abs. 1 MiLoG Formvorschriften? 
 
Über die in § 17 Abs. 2 MiLoG bestehende Verpflichtung hinaus, die für die Kontrolle der 
Einhaltung des Mindestlohnanspruchs nach § 20 i. V. m. § 2 MiLoG erforderlichen Unterla-
gen in deutscher Sprache für maximal zwei Jahre bereit zu halten, bestehen keine Formvor-
schriften. Davon unberührt sind die schon bisher und weiterhin unverändert bestehenden 
Aufzeichnungspflichten nach der Beitragsverfahrensverordnung. 
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26. Wie kann die Prüfung des Mindestlohnanspruchs anhand von Stundenaufzeich-
nungen über die letzten beiden Jahre hinaus und ohne die Stundenaufzeichnungen 
für die mehr als geringfügig Beschäftigten der nicht im Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz aufgeführten Branchen erfolgen? 

 
Da die Nachweispflichten im Rahmen des § 17 MiLoG für die geringfügig Beschäftigten und 
die in den in § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereichen oder -zweigen Beschäftig-
ten auf maximal zwei Jahre beschränkt sind, können darüber hinaus ggf. keine Feststellun-
gen getroffen werden. Für die nicht von § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereiche 
oder -zweige sind mangels Nachweispflichten ggf. überhaupt keine Feststellungen möglich. 
 
27. Ist eine mündliche Änderung des Arbeitsvertrags hinsichtlich der vereinbarten Ar-

beitsstunden zu berücksichtigen? 
 
Grundsätzlich sind die Regelungen des Arbeitsvertrages maßgebend. Sofern der Arbeitsver-
trag mündliche Änderungen nicht ausschließt, sind auch diese zu berücksichtigen. Nach § 2 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 NachwG haben Arbeitgeber jedoch auch die vereinbarte Arbeitszeit 
schriftlich niederzulegen und nachzuweisen. Wird diese Nachweispflicht nicht erfüllt, sind die 
Arbeitgeber und ggf. Arbeitnehmer zu befragen. Ergeben sich Anhaltspunkte für eine Min-
destlohnunterschreitung ist ggf. die Zollverwaltung zu informieren (§§ 14, 15 MiLoG i. V. m. 
§ 6 Abs. 1 SchwarzArbG). 
 
28. Gilt die Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht des § 17 Abs. 1 MiLoG für alle 

Arbeitnehmer der betroffenen Unternehmen; z. B. auch für diejenigen, für die der 
Mindestlohn aufgrund ihrer Entgelthöhe keinerlei Relevanz hat und für die auch 
das Arbeitszeitgesetz nicht gilt, wie leitende Angestellte, Geschäftsführer, Vor-
stände… oder ausschließlich mobil beschäftigte Arbeitnehmer? 

 
Die Aufzeichnungspflichten nach § 17 Abs. 1 MiLoG gelten nach dem Wortlaut der Regelung 
– unabhängig von der Entgelthöhe – für alle geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer und alle 
in den in § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereichen oder -zweigen beschäftigten 
Arbeitnehmer. Es gilt zudem der durch die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung entwickelte 
und vom sozialversicherungsrechtlichen Beschäftigtenbegriff ggf. abweichende allgemeine 
Arbeitnehmerbegriff, wonach bspw. Vorstände und Geschäftsführer ggf. nicht in einem Ar-
beitsverhältnis stehen. 
 
Nach der Mindestlohnaufzeichnungsverordnung (MiLoAufzV) reicht zudem die Aufzeichnung 
der Dauer der täglichen Arbeitszeit für Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tätigkeiten 
(insbesondere bei der Zustellung von Briefen, Paketen, Druckereierzeugnissen, der Abfall-
sammlung, Straßenreinigung, dem Winterdienst, Gütertransport oder der Personenbeförde-
rung) aus, wenn diese keinen Vorgaben zur konkreten täglichen Arbeitszeit (Beginn und En-
de) unterliegen und sich ihre tägliche Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen können, also 
regelmäßig nicht durch ihren Arbeitgeber oder Dritte Arbeitsaufträge entgegennehmen oder 
für entsprechende Arbeitsaufträge zur Verfügung stehen müssen.  
 
 
29. Welche Anforderungen werden an die Aufzeichnungen gestellt? Reicht eine hand-

schriftliche Notiz aus? Muss der Arbeitnehmer die Aufzeichnungen gegenzeich-
nen? 

 
Es bestehen keine besonderen Anforderungen. Eine handschriftliche Notiz wird als ausrei-
chend angesehen. Es besteht auch keine Verpflichtung, dass Arbeitsaufzeichnungen vom 
Arbeitnehmer unterschrieben bzw. bestätigt werden müssen. 
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30. Kann der Arbeitgeber die Aufzeichnungspflicht an den Arbeitnehmer delegieren? 
 
Grundsätzlich ist die Aufzeichnungspflicht eine Arbeitgeberpflicht. Der Arbeitgeber kann die 
Aufzeichnungspflicht jedoch auf den Arbeitnehmer delegieren. Der Arbeitgeber bleibt aber 
für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Aufzeichnung verantwortlich. 
 
 

Praktikanten 
 
31. Wie kann ein Arbeitgeber das Praktikum zur Orientierung oder ein Pflichtpraktikum 

nachweisen? 
 
Das MiLoG enthält keine Regelungen, wie die jeweils maßgebenden Praktika im Einzelfall 
nachzuweisen sind. Für den zivilrechtlichen Anspruch des Praktikanten auf den Mindestlohn 
weist das MiLoG dem Arbeitgeber in § 22 Abs. 1 Satz 2 MiLoG die Beweislast zu („es sei 
denn“), dass ein mindestlohnrechtlicher Ausnahmetatbestand vorliegt. Dafür wäre ausrei-
chend, wenn sich der Arbeitgeber für das Praktikum zur Orientierung vom Praktikanten bes-
tätigen lässt, welche Ausbildung bzw. welches Studium beabsichtigt wird, und die am in § 22 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 MiLoG enthaltenen Orientierungsziel ausgerichteten Inhalte des Prakti-
kums geregelt werden. Für das Pflichtpraktikum wäre ausreichend, wenn sich der Arbeitge-
ber die Bescheinigung für das Absolvieren einer Ausbildung (insbesondere Studienbeschei-
nigung) und die entsprechende Bestimmung, aus der sich die Praktikumspflicht ergibt (z. B. 
Ausbildungs-/Prüfungs- oder Studienordnung), vom Praktikanten vorlegen lässt und zu sei-
nen Unterlagen nimmt. 
 
32. Ein freiwilliges Praktikum dauert (ggf. unvorhergesehen) länger als drei Monate. 

Entsteht der Mindestlohnanspruch bereits ab dem 1. Praktikumstag oder erst ab 
Überschreiten der 3-Monats-Frist? 

 
Der Mindestlohnanspruch besteht in diesen Fällen (rückwirkend) für die gesamte Zeit des 
Praktikums, da das Praktikum den Ausnahmetatbestand nicht erfüllt. Dies gilt in den Fällen 
analog, in denen ein zunächst auf drei Monate befristetes Praktikum verlängert wird.  
Da das MiLoG keine Übergangsregelungen enthält, besteht in Übergangsfällen der Mindest-
lohnanspruch ab 01.01.2015 (z. B. bei einem vom 01.10.2014 bis 31.03.2015 befristeten 
freiwilligen Praktikum). Dies gilt für Orientierungspraktika im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
2 MiLoG analog. 
 
33. Kann ein Orientierungspraktikum bzw. ein freiwilliges Zwischenpraktikum nach 

§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bzw. 3 MiLoG bei verschiedenen Arbeitgebern und somit 
mehrmals absolviert werden? 

 
Ja. In diesen Fällen besteht kein Mindestlohnanspruch, wenn die Praktika jeweils drei Mona-
te nicht überschreiten. 
 
34. Ist das sogenannte Abiturientenmodell (verkürzte Berufsausbildungen) vom Min-

destlohnanspruch nach § 22 Absatz 3 MiLoG ausgenommen? 
 
Beim sog. Abiturientenmodell handelt es sich nicht um einen Rechtsbegriff. Gemeint sind in 
der Regel verkürzte Berufsausbildungen für Abiturienten, an die sich eine Aufstiegsfortbil-
dung anschließt. Nach Auskunft betroffener Verbände (insbesondere HDE) handelt es sich 
bei diesen Aufstiegsfortbildungen ihrerseits nicht um eine weitere Berufsausbildung im Sinne 
des § 22 Abs. 3 MiLoG. Die Aufstiegsfortbildungen fielen daher grundsätzlich unter den An-
wendungsbereich des MiLoG, wenn sie in einem Arbeitsverhältnis oder einem Praktikums-
verhältnis im Sinne des § 26 BBiG durchgeführt würden. Ein Arbeitsverhältnis scheidet mit 
Blick auf den Ausbildungszweck der Beschäftigung aus. Die Aufstiegsfortbildungen sind da-
her nicht zum Mindestlohn zu vergüten, wenn sie im Rahmen eines Ausbildungsverhältnis-
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ses sui generis bzw. im Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne des § 26 BBiG, wel-
ches kein Praktikumsverhältnis ist, stattfinden. Dies ergibt sich aus § 22 Abs. 1 Satz 2 Mi-
LoG, wonach nur Praktikumsverhältnisse, nicht aber sonstige Rechtsverhältnisse im Sinne 
des § 26 BBiG unter den Mindestlohn fallen. Der Begriff des Praktikanten wird in § 22 Abs. 1 
Satz 2 MiLoG definiert. 
 
35. Gilt der Mindestlohn für Teilnehmer an dualen Studiengängen? 
 
Nein. (vgl. BT-Drs. 18/1020, S. 24) 
 
36. Kann ein Praktikant beim selben Arbeitgeber im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

MiLoG zwei Praktika hintereinander auch mit zeitlichen Unterbrechungen absolvie-
ren, wenn dabei eine Gesamtdauer von drei Monaten nicht überschritten wird? 

 
Soweit es sich dabei um zwei Praktikumsverhältnisse handelt, ist der Ausnahmetatbestand 
des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MiLoG nicht eröffnet. Ein ausbildungsbegleitendes Praktikum ist 
nur dann vom Mindestlohn ausgenommen, wenn „nicht zuvor ein solches Praktikumsverhält-
nis mit demselben Ausbildenden bestanden hat.“ Inwieweit von einem einheitlichen Prakti-
kumsverhältnis oder von zwei Praktikumsverhältnissen auszugehen ist, hängt von den Um-
ständen des Einzelfalls ab. Entscheidend ist dabei die tatsächliche Ausgestaltung und 
Durchführung des Vertragsverhältnisses (§ 22 Abs. 1 S. 3 MiLoG). 
 
37. Kann ein Praktikant, der bei einem Arbeitgeber bereits ein Praktikum gemäß § 22 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 MiLoG absolviert hat, beim selben Arbeitgeber ein Prak-
tikum gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MiLoG absolvieren? 

 
Das MiLoG schließt es nicht aus, dass ein Praktikant, der bereits ein Pflicht- oder Orientie-
rungspraktikum absolviert hat, im selben Unternehmern noch ein ausbildungsbegleitendes 
Praktikum nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MiLoG absolviert. Nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
MiLoG ist ein ausbildungsbegleitendes Praktikum vom Mindestlohn ausgenommen, wenn 
„nicht zuvor ein solches Praktikumsverhältnis mit demselben Ausbildenden bestanden hat.“ 
Ein „solches“ Praktikumsverhältnis ist nur ein ausbildungsbegleitendes Praktikumsverhältnis 
im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MiLoG. Eine ziffernübergreifendes „Vorbeschäfti-
gungsverbot“ statuiert § 22 Abs. 1 Satz 2 MiLoG nicht. 
 
38. Kann jemand, der bereits einen Bachelor-Abschluss hat, vor der Aufnahme eines 

Masterstudiums ein Orientierungspraktikum im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 2 MiLoG 
absolvieren? 

 
Nach einem Bachelor-Abschluss wird in der Regel davon auszugehen sein, dass die fachli-
che Orientierungsphase abgeschlossen ist (vgl. BT-Drs. 18/2145 S. 23), weil regelmäßig 
davon auszugehen ist, dass das Masterstudium im selben Fachbereich erfolgt. Die Voraus-
setzungen des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 MiLoG dürften insofern regelmäßig nicht vorliegen, 
sofern nicht ein Masterstudium in einem anderen Fachbereich angestrebt wird.  
 
 

Langzeitarbeitslose 
 
39. Wie ist die Langzeitarbeitslosigkeit im Sinne von § 18 Abs. 1 SGB III feststellbar? 

Ist der Arbeitgeber nachweispflichtig? 
 
Das MiLoG regelt nicht, wie Langzeitarbeitslosigkeit im Einzelfall nachzuweisen ist. Ob die 
Voraussetzungen des § 22 Abs. 4 MiLoG vorliegen, ist objektiv zu bestimmten. Der Arbeit-
nehmer kann sich insofern nicht selbst zum Langzeitarbeitslosen erklären. Der Arbeitgeber 
hat sich entsprechende Nachweise des Arbeitnehmers, aus denen dessen Status als Lang-
zeitarbeitsloser hervorgeht, vorlegen zu lassen und zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. 
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40. Verlängert sich der Zeitraum von sechs Monaten nach § 22 Abs. 4 Satz 1 MiLoG 

durch Arbeitsunfähigkeit, Urlaub usw.? 
 
Grundsätzlich nicht. Die Regelung stellt zwar im Wortlaut nicht auf das Arbeitsverhältnis 
sondern die Beschäftigung ab. Aber auch die Beschäftigung besteht im sozialversicherungs-
rechtlichen Sinne zumindest während der Entgeltfortzahlung und darüber hinaus ggf. nach 
§ 7 Abs. 3 SGB IV für einen weiteren Monat fort. 
 
41. Wie ist der Begriff „langzeitarbeitslos unmittelbar vor der Beschäftigung“ auszule-

gen? 
 
Der Begriff „unmittelbar“ erfordert in Angrenzung zur Formulierung „zuletzt“ einen direkten 
Übergang aus der Langzeitarbeitslosigkeit in die Beschäftigung.  
 
42. Ein zuvor Langzeitarbeitsloser arbeitet nur zwei Wochen bei einem Arbeitgeber 

(kein Anspruch auf Mindestlohn) und wechselt anschließend unmittelbar zu einem 
anderen Arbeitgeber. Besteht im neuen Beschäftigungsverhältnis Anspruch auf 
Mindestlohn? 

 
Ja, da nach dem Gesetzeswortlaut zuvor keine unmittelbare Langzeitarbeitslosigkeit be-
stand. Dies gilt nicht, wenn neben der Langzeitarbeitslosigkeit eine kurzzeitige Beschäfti-
gung aufgenommen wird. In diesen Fällen findet die Sechs-Monatsregelung bei einem Ar-
beitgeberwechsel erneut Anwendung. 
 
 

Ehrenamtlich Beschäftigte 
 
43. Wie ist nach dem Mindestlohngesetz der Begriff des ehrenamtlich Tätigen zu ver-

stehen und welche Personen werden darunter im Einzelnen erfasst? 
 
Von einer ehrenamtlichen Tätigkeit im Sinne des § 22 Abs. 3 MiLoG ist nach Auffassung des 
Gesetzgebers immer dann auszugehen, wenn sie nicht von der Erwartung einer adäquaten 
finanziellen Gegenleistung, sondern von dem Willen geprägt sei, sich für das Gemeinwohl 
einzusetzen. Liege diese Voraussetzung vor, seien auch Aufwandsentschädigungen unab-
hängig von ihrer Höhe unschädlich (BT-Drs. 18/2010, S. 15). 
 
44. Sind öffentliche Dienste ehrenamtlich leistende Personen, die Aufwandsentschä-

digungen über 200 EUR erhalten, wovon 1/3 bzw. mindestens 200 EUR nach § 3 
Nr. 12 EStG steuerfrei sind, in ihrer gesamten Tätigkeit vom Mindestlohn ausge-
nommen? 

 
Ja, wenn es sich bei der Geldleistung nicht um eine adäquate Gegenleistung für die Tätigkeit 
handelt. 
 
 

Tarifverträge 
 
45. Nach welchen Tarifverträgen kann der Mindestlohn unter den Voraussetzungen 

des § 24 Abs. 1 Satz 2 MiLoG wirksam unterschritten werden? 
 
Eine Unterschreitung ist nur möglich, wenn der Tarifvertrag nach § 24 Abs. 1 Satz 1 MiLoG 
vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz erfasst ist. Die zum 1. Januar 2015 maßgebenden Min-
destlöhne nach den betreffenden Branchen-Tarifverträgen ergeben sich aus der folgenden 
Übersicht: 
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Information zum Mindestlohngesetz für den Betriebsprüfdienst der DRV  

Branche Mindestlohn ab 01.01.2015 (Ost / West)  

Abfallwirtschaft 8,86  

Arbeitnehmerüberlassung 7,86 / 8,50  

Aus- und Weiterbildung 12,50 / 13,35  

Baugewerbe 10,75 / 11,15  

Dachdecker 11,85  

Elektrohandwerk 9,35 / 10,10 

Fleischwirtschaft 8,00  

Friseurhandwerk 7,55 / 8,00 

Gebäudereiniger 8,50 / 9,55  

Gerüstbau 10,25  

Land-, Forstwirtschaft und Gartenbau 7,20 / 7,40 

Maler und Lackierer 9,90  

Pflege (VO steht noch aus) ggf. 8,65 / 9,40  

Steinkohlebergbau 11,92  

Steinmetz und Steinbildhauerhandwerk 10,66 / 11,25  

Textilindustrie (VO steht noch aus) ggf. 7,50 / - 

Wäscherei 8,00 / 8,50  
 
46. Verlieren nach dem TVG allgemeinverbindlich erklärte Tarifverträge mit einem 

Stundenlohn unter 8,50 EUR nur hinsichtlich des Mindestlohns ihre Gültigkeit oder 
auch hinsichtlich der anderen dort festgeschriebenen Normen (z. B. Öffnungsklau-
seln)? 

 
Nach § 3 Satz 1 MiLoG sind allgemeinverbindlich erklärte Tarifverträge mit einem Stunden-
lohn unter 8,50 EUR nur hinsichtlich des Mindestlohns und der Arbeitszeitflexibilisierung un-
wirksam. 
 
 

Gesetzes- und Verordnungstext 
 
Anlage: 
 

- Tarifautonomiegesetz 
- Mindestlohnaufzeichnungsverordnung 
- Mindestlohnmeldeverordnung 
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